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Die Kita-Schließungen stellen Kita-Träger vor erhebliche finanzielle Belastungen ■ Um die Aus­

breitung des Corona-Virus einzudämmen, sind bundesweit alle Kindertagessstätten seit Mitte März 

geschlossen. Wie lange diese Beschränkungen bestehen bleiben, ist bislang nicht abzusehen. Solange 

jedoch Kinder in den Einrichtungen nicht betreut werden können, wollen die Eltern auch nicht dafür 

zahlen. Ob Träger von Kindertageseinrichtungen nun verpflichtet sind, die Beiträge zu erstatten und ob 

sie möglicherweise Ansprüche auf Entschädigung haben, untersucht dieser Beitrag. 
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1 n Krippen, Kindergärten, Horten und
K.indertagespflegestellen findet derzeit

nur noch eine Notbetreuung für Kin­
der statt, deren Eltern in so genannten 
strukturrelevanten Berufen arbeiten oder 
alleinerziehend sind. Je länger aber die 
Schließungen andauern, desto höher 
werden die finanziellen Einbußen auf­
grund der entgangenen Beitragseinnah­
men. Viele Bundesländer haben sich da­
her entschlossen, die Kosten zu erlassen 
oder zu erstatten, wenn Träger auf die El­
ternbeiträge verzichten. Die Regelungen 
sind aber uneinheitlich. Beschränkte sich 
die Erstattung bislang auf die Monate 
März und/ oder April, beginnen die Bun­
desländer nun vereinzelt, wie in Bayern, 
diese zeitlich weiter auszudehnen. In 
Hessen, Rheinland-Pfalz und Nieder­
sachsen hingegen liegt die Entscheidung 
über die Erhebung von Kita-Gebühren 
im Ermessen des Einrichtungsträgers; 
eine landesweite Befreiung von Eltern 
gibt es dort nicht. In vielen Kommunen 
müssen Eltern also weiterhin Elternbei­
träge entrichten, auch wenn sie die Be­
treuung nicht in Anspruch nehmen. 

Müssen Träger Kita-Gebühren oder 

Elternbeiträge erstatten? 

Es stellt sich die Frage, ob, Eltern über­
haupt zur Zahlung von Elternbeiträgen 
verpflichtet sind, da die Behörden die 
Schließungen der Kitas angeordnet ha-
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ben. Wie es um die Zahlungspflicht von 
Elternbeiträgen bestellt ist, wenn Kin­
der einen bestehenden Betreuungsplatz 
nicht in Anspruch nehmen können, 
wurde zuletzt im Zusammenhang mit 
den Kita-Streiks im Jahr 2015 diskutiert. 
Ausgehend von dieser Rechtsprechung 
ist zwischen privatrechtlichen und öf­
fentlich-rechtlichen Betreuungsverhält­
nissen zu differenzieren: 
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Privatrechtliches Betreuungsverhältnis 
Sofern Eltern infolge der Schließung 
von Kindertagesstätten keinen An­
spruch auf Betreuung ihrer Kinder 
haben, hat der Kita-Träger gegenüber 
den Eltern auch keinen Anspruch auf 
Zahlung von Elternbeiträgen. Dies gilt 
jedenfalls für ein privatrechtliches Be­
treuungsverhältnis, bei dem sich die 
gegenseitigen Rechte und Pflichten 
aus dem Betreuungsvertrag ergeben. 
Denn es handelt sich hierbei um einen 
Dienstvertrag, auf den die zivilrechtli­
chen Regelungen zu den Leistungsstö­
rungen sowie die Bestimmungen über 
allgemeine Geschäftsbedingungen An­
wendung finden. 

Nach bisheriger Rechtsprechung ist 
das Corona-Virus als »höhere Gewalt« 
einzustufen. In diesem Fall kann der 
Vertrag zwar nicht automatisch einsei­
tig beendet werden. Aber in der Anwen­
dung der allgemeinen schuldrechtlichen 
Bestimmungen über die Unmöglich­
keit werden die Vertragsparteien in der 
Regel von ihren Hauptleistungspflich-

ten befreit: So kann der Kita-Träger kei­
ne Betreuungsleistung erbringen, weil 
die Behörden ihm den Betrieb unter­
sagt haben. Aufgrund dieser rechtlichen 
Unmöglichkeit ist der Träger von seiner 
Leistungspflicht befreit. Im Gegenzug 
entfällt aber auch sein Anspruch auf 
die Gegenleistung, also auf Zahlung 
der Elternbeiträge. Im Voraus bezahlte 
Leistungen, wie dies für die Elternbei­
träge üblich ist, sind daher grundsätz­
lich zurückzugewähren. Dies gilt aber 
nicht für Eltern, die eine Notbetreuung 
der Kita-Einrichtungen wahrnehmen. 
Denn für die Dauer der Notbetreuung 
gelten in der Regel die zwischen den Er­
ziehungsberechtigten und den Trägern 
abgeschlossenen Vereinbarungen und 
allgemeinen Regelungen weiter. 

Auch wenn in manchen Betreuungs­
verträgen Formulierungen enthalten 
sind, wonach Eltern im Fall einer län­
gerfristigen Erkrankung des Kindes eine 
Rückerstattung der gezahlten Elternbei­
träge zusteht, sind Klauseln zu höherer 
Gewalt eher selten. 
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Derart vorformulierte Regelungen wür­
den der Inhaltskontrolle Allgemeiner 
Geschäftsbedingungen (AGB) unterfal­
len. Eine Regelung, die Erziehungsbe­
rechtigte auch in Fällen höherer Gewalt 
zur Fortsetzung der Elternbeiträge ver­
pflichtet, dürfte gegen AGB-Recht ver­
stoßen (vgl. hierzu Landgericht Mün-








